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294 . Bundesgesetz vom 29. April 1975
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und
der Sondergesellschaften (Energieanleihege-

setz 1975)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, für die

a) von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft),

b) von einer oder mehreren Sondergesell-
schaften (§ 4 Abs. 4 des 2. Verstaatlichungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 81/1947, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 43/1964)
oder

c) von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft) gemeinsam mit einer oder mehre-
ren der in lit. b genannten Sondergesell-
schaften

im In- und Ausland aufzunehmenden Anleihen,
Darlehen und sonstigen Kredite namens des
Bundes die Haftung als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur Ge-
brauch machen, wenn

a) der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haf-
tung 12.500 Millionen Schilling an Kapital
und 12.500 Millionen Schilling an Zinsen
und Kosten nicht übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 1500 Millionen
Schilling an Kapital nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation 30 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der
Kreditoperation in inländischer Währung
unter Zugrundelegung der folgenden For-
mel nicht mehr als das Zweieinhalbfache
des im Zeitpunkt der Kreditaufnahme
geltenden Zinsfußes für Eskontierungen
der Oesterreichischen Nationalbank (§48
Abs. 2 des Nationalbankgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 184, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 276/1969 und 494/1974)
beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung der
Kreditoperation in ausländischer Währung
nach der Formel laut lit. d nicht mehr als
das Zweieinhalbfache des arithmetischen
Mittels aus den im Zeitpunkt der Kredit-
aufnahme geltenden offiziellen Diskont-
sätzen in Belgien, der Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
den Niederlanden, Schweden, der Schweiz
und den USA (New York) beträgt und

f) der Erlös der Kreditoperationen aus-
schließlich zum Ausbau und der Fertig-
stellung von Großkraftwerken, insbeson-
dere der Werke Altenwörth, Abwinden-
Asten, Ferlach, Annabrücke, Möllbrücke,
Malta, Klaus, Korneuburg II, Zillergründl,
zur Finanzierung der Übertragungsein-
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richtungen der Verbundgesellschaft, zur
Durchführung von Fertigstellungs- und
Ergänzungsinvestitionen an bereits in Be-
trieb befindlichen Anlagen sowie zur
Finanzierung von Planungsarbeiten für
neue Projekte verwendet wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- oder Zu-
zählungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe-
und Druckkosten (Begebungskosten) vom Brutto-
erlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Darlehen und sonstigen Krediten, bei
welchen die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeit-
abschnitte variabel festgesetzt werden, ist für
die vertragliche Laufzeit die Gesamtbelastung
nach der Formel laut Abs. 2 lit. d und e zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgebend.
Für die Gesamtbelastung bei Anleihen sind ver-
traglich vorgesehene Tilgungsmöglichkeiten
durch freihändigen Rückkauf nicht zu berück-
sichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, für Kredite, die der Vorfinan-
zierung von Anleihen gemäß § 1 Abs. 1 dienen,
namens des Bundes die Haftung als Bürge und
Zahler (§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Ge-
setzbuches) unter der Voraussetzung zu über-
nehmen, daß

a) die Laufzeit mit höchstens zwei Jahren
begrenzt ist,

b) das Ausmaß des im § 1 Abs. 2 lit. a und b
genannten Betrages (Gegenwertes) an Ka-
pital und Zinsen nicht überschritten wird
und

c) bei zeitlicher Kreditüberschneidung die
Summe aus Vor- und Endfinanzierung bei
Kreditoperationen im Einzelfall nicht
mehr als 2000 Millionen Schilling und die
Summe aller Vor- und Endfinanzierungen
nicht mehr als 15.000 Millionen Schilling
beträgt.

(2) Kredite, die der Vorfinanzierung solcher
Anleihen dienen, sind auf den im § 1 Abs. 2
lit. a genannten Haftungsrahmen nicht anzu-
rechnen.

§ 3. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) gemeinsam mit der Öster-
reichischen Donaukraftwerke Aktiengesellschaft,
der Österreichischen Draukraftwerke Aktien-
gesellschaft und der Dampfkraftwerk Korneu-

burg Gesellschaft mit beschränkter Haftung be-
reits begebene, auf den Gesamtbetrag gemäß § 1
Abs. 2 lit. a anrechenbare Anleihe bis zu höch-
stens 750 Millionen Schilling namens des Bundes
die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 des
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu über-
nehmen.

§ 4. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 und 2 und § 2 für Fremdwährungsbe-
träge übernommen, so sind diese zu den im
Zeitpunkt der Haftungsübernahme vom Bun-
desminister für Finanzen jeweils festgesetzten
Kassenwerten auf die genannten Höchstbeträge
anzurechnen.

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 und 2
übernommenen Haftungen über die vertraglich
vereinbarte Laufzeit zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Kreditoperationen der
Verbundgesellschaft oder einer der im § 1
Abs. 1 lit. b genannten Sondergesellschaf-
ten zur Vermeidung einer Inanspruch-
nahme des Bundes aus der Haftung aus
welchem Grund immer geboten ist,

b) durch die Prolongierung die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird und

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haf-
tungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Laufzeit
nicht überschreiten.

§ 6. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 Abs. 1 und 2 sowie §§ 2
und 3 überdies nur dann übernehmen, wenn die
Verbundgesellschaft und die Sondergesellschaften
die verbindliche Erklärung abgeben, daß

a) dem Bundesministerium für Finanzen die
Prüfung der zweckgebundenen Verwen-
dung des bundesverbürgten Kredites und
im Zuge dieser Prüfung die Einsicht in
alle Bücher, Urkunden und sonstigen
Schriften der Verbundgesellschaft und der
Sondergesellschaften gewährleistet wird,

b) sie dem Bundesministerium für Finanzen
für die Dauer der Laufzeit des bundesver-
bürgten Kredites den jährlichen Geschäfts-
bericht samt Gewinn- und Verlustrech-
nung und den Prüfungsbericht eines Wirt-
schaftsprüfers und Steuerberaters (einer
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaft) oder eines Buchprüfers und
Steuerberaters (einer Buchprüfungs- und
Steuerberatungsgesellschaft) im Sinne
der Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung,
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BGBl. Nr. 125/1955, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/1965 vor-
legen werden.

§ 7. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernomme-
nen Haftung in Anspruch genommen, so steht
ihm neben dem Recht auf Ersatz der bezahlten
Schuld (§ 1358 des allgemeinen bürgerlichen Ge-
setzbuches) auch das Recht zu, von der Verbund-
gesellschaft und den Sondergesellschaften den
Ersatz aller im Zusammenhang mit der Ein-
lösung der übernommenen Haftung entstande-
nen Aufwendungen, insbesondere die vom Bund
in einem Rechtsstreit mit dem Gläubiger aufge-
wendeten Kosten, zu fordern.

§ 8. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Finanzen be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

295. Bundesgesetz vom 29. April 1975
betreffend die Übernahme der Bundeshaf-
tung für Anleihen, Darlehen und sonstige
Kredite der Österreichischen Industriever-
waltungs-Aktiengesellschaft (ÖIAG-Anleihe-

gesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, namens des Bundes Haftungen
zu übernehmen, und zwar

a) gemäß § 1357 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches für im In- und Ausland von
der Österreichischen Industrieverwaltungs-
Aktiengesellschaft durchzuführende Kredit-
operationen (Anleihen, Darlehen und son-
stige Kredite),

b) gemäß § 1348 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches für Haftungen, die die
Österreichische Industrieverwaltungs-
Aktiengesellschaft gemäß § 1357 des all-
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches für im
In- und Ausland durchzuführende Kredit-
operationen (Anleihen, Darlehen und son-
stige Kredite) der in der Anlage zum
ÖIG-Gesetz, BGBl. Nr. 23/1967, in der gel-
tenden Fassung angeführten Gesellschaften
und deren Tochtergesellschaften über-
nimmt.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftung gemäß Abs. 1
lit. a und b 3000 Millionen Schilling an
Kapital und 3000 Millionen Schilling an
Zinsen und Kosten nicht übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag von 800 Millionen Schilling an Kapital
nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation 30 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der
Kreditoperation in inländischer Währung
unter Zugrundelegung der folgenden For-
mel nicht mehr als das Zweieinhalbfache
des im Zeitpunkt der Kreditoperation gel-
tenden Zinsfußes für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48
Abs. 2 des Nationalbankgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 184, in der Fassung der Bun-
desgesetze BGBl. Nr. 276/1969 und 494/
1974) beträgt:

Nettoerlös der Kreditoperation in Hundertsätzen;
e) die prozentuelle Gesamtbelastung der

Kreditoperation in ausländischer Währung
nach der Formel laut lit. d nicht mehr
als das Zweieinhalbfache des arithmetischen
Mittels aus den im Zeitpunkt der Kredit-
aufnahme geltenden offiziellen Diskont-
sätzen in Belgien, der Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
den Niederlanden, Schweden, der Schweiz
und den USA (New York) beträgt und

f) der Erlös aus Kreditoperationen, für wel-
che gemäß Abs. 1 lit. b die Haftung über-
nommen wird, ausschließlich zur Durch-
führung von Investitionen und Rationali-
sierungsmaßnahmen in den in der Anlage
zum ÖIG-Gesetz, BGBl. Nr. 23/1967, in
der geltenden Fassung angeführten Gesell-
schaften und deren Tochtergesellschaften
verwendet wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- oder
Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen,
Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten)
vom Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Darlehen und sonstigen Krediten, bei welchen
die Zinssätze jeweils für bestimmte Zeitabschnitte
variabel festgesetzt werden, ist für die vertrag-
liche Laufzeit die Gesamtbelastung nach der For-
mel laut Abs. 2 lit. d und e zum Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses maßgebend. Für die Gesamt-
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belastung bei Anleihen sind vertraglich vorge-
sehene Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen
Rückkauf nicht zu berücksichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, für Kredite, die der Vorfinanzierung
von Anleihen gemäß § 1 Abs. 1 dienen, namens
des Bundes die Haftung als Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) unter der Voraussetzung zu überneh-
men, daß

a) die Laufzeit mit höchstens zwei Jahren be-
grenzt ist,

b) das Ausmaß des im § 1 Abs. 2 lit. a und b
genannten Betrages (Gegenwertes) an Ka-
pital und Zinsen nicht überschritten wird
und

c) bei zeitlicher Kreditüberschneidung die
Summe aus Vor- und Endfinanzierung bei
Kreditoperationen im Einzelfall nicht mehr
als 1000 Millionen Schilling und die Summe
aller Vor- und Endfinanzierungen nicht
mehr als 4000 Millionen Schilling beträgt.

(2) Kredite, die der Vorfinanzierung solcher
Anleihen dienen, sind auf den im § 1 Abs. 2
lit. a genannten Haftungsrahmen nicht anzu-
rechnen.

§ 3. Der Bundesminister für Finanzen ist er-
mächtigt, für eine von der Österreichischen
Industrieverwaltungs-Aktiengesellschaft in der
Zeit zwischen 1. Jänner 1975 und dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes begebene, auf den
Gesamtbetrag gemäß § 1 Abs. 2 lit. a anrechen-
bare Anleihe im Nominalbetrag von 450 Mil-
lionen Schilling zuzüglich der Zinsen und Kosten
namens des Bundes die Haftung als Bürge und
Zahler (§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches) zu übernehmen.

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 Abs. 1 und 2 sowie §§ 2
und 3 überdies nur dann übernehmen, wenn die
Österreichische Industrieverwaltungs-Aktien-
gesellschaft die verbindliche Erklärung abgibt,
daß

a) dem Bundesministerium für Finanzen die
Prüfung der zweckgebundenen Verwen-
dung des bundesverbürgten Kredites und
im Zuge dieser Prüfung die Einsicht in
alle Bücher, Urkunden und sonstigen
Schriften der Österreichischen Industrie-
verwaltungs-Aktiengesellschaft gewährlei-
stet wird,

b) sie dem Bundesministerium für Finanzen
für die Dauer der Laufzeit des bundes-
verbürgten Kredites den jährlichen Ge-
schäftsbericht samt Gewinn- und Verlust-

rechnung und den Prüfungsbericht eines
im Sinne der Wirtschaftstreuhänder-Berufs-
ordnung, BGBl. Nr. 125/1955, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/
1965 befugten Prüfers vorlegen wird und

c) im Falle des § 1 Abs. 1 lit. b die Gesell-
schaft für deren Kreditoperation eine
Rückbürgschaft des Bundes übernommen
werden soll, die gleichen verbindlichen
Erklärungen, wie sie in lit. a und b ange-
führt sind, gegenüber der Österreichischen
Industrieverwaltungs-Aktiengesellschaft ab-
gibt.

§ 5. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 und 2 und § 2 für Fremdwährungs-
beträge übernommen, so sind diese zu den im
Zeitpunkt der Haftungsübernahme vom Bundes-
minister für Finanzen jeweils festgesetzten Kas-
senwerten auf die genannten Höchstbeträge an-
zurechnen.

§ 6. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 und 2 für Dar-
lehen und sonstige Kredite übernommenen Haf-
tungen über die vertraglich vereinbarte Laufzeit
zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeiten von
Verpflichtungen aus Kreditoperationen der
Österreichischen Industrieverwaltungs-
Aktiengesellschaft oder aus Kreditoperatio-
nen einer der in der Anlage zum ÖIG-
Gesetz angeführten Gesellschaft und deren
Tochtergesellschaften, für welche die Öster-
reichische Industrieverwaltungs-Aktienge-
sellschaft die Haftung übernommen hat,
zur Vermeidung einer Inanspruchnahme
des Bundes aus der Haftung aus welchem
Grund immer geboten ist,

b) durch die Prolongierung die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird und

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haftungs-
rahmen für Zinsen und Kosten Deckung
finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Lauf-
zeit nicht überschreiten.

§ 7. Die gemäß § 11 der ÖIG-Gesetz-Novelle
1969, BGBl. Nr. 47/1970, übernommenen Haf-
tungen sind mit dem Betrag, mit dem sie zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes aushaften, auf den im § 1 Abs. 2 lit. a
festgesetzten Haftungsrahmen anzurechnen.

§ 8. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
§§ 1 bis 3 und § 11 der ÖIG-Gesetz-Novelle 1969
übernommenen Haftung in Anspruch genommen,
so steht ihm neben dem Recht auf Ersatz der
bezahlten Schuld (§ 1358 des allgemeinen bürger-



92. Stück — Ausgegeben am 6. Juni 1975 — Nr. 296 und 297 1317

lichen Gesetzbuches) auch das Recht zu, von der
Österreichischen Industrieverwaltungs- Aktien-
gesellschaft den Ersatz aller im Zusammenhang
mit der Einlösung der übernommenen Haftung
entstandenen Aufwendungen, insbesondere die
vom Bund in einem Rechtsstreit mit den Gläu-
bigern aufgewendeten Kosten, zu fordern.

§ 9. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 10. Die durch dieses Bundesgesetz unmittel-
bar veranlaßten Rechtsgeschäfte und Rechtsvor-
gänge sind von der Gesellschaftsteuer und von
den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

§ 11. Die Bestimmung des § 3 tritt mit 1. Jän-
ner 1975 in Kraft.

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

296 . Bundesgesetz vom 29. April 1975
über Maßnahmen zur finanziellen Sanierung

des Hafens Linz

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die nachstehenden Forderungen des Bun-
des gegen die Stadtbetriebe Linz-Gesell-
schaft m. b. H., und zwar

gelten rückwirkend mit 31. Dezember 1973 als
erloschen.

§ 2. Vermögensvermehrungen, die durch die
Vorgänge im Sinne des § 1 entstehen, sind ab-
gabenrechtlich wie Sanierungsgewinne zu be-
handeln.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch

297. Bundesgesetz vom 28. April 1975,
mit dem das Bundesgesetz vom 12. Dezember
1969 über die Förderung von Elektrizitäts-
versorgungsunternehmungen (Elektrizitäts-
förderungsgesetz 1969 — EFG 1969) geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 12. Dezember 1969 über
die Förderung von Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmungen (Elektrizitätsförderungsgesetz 1969 —
EFG 1969), BGBl. Nr. 19/1970, wird wie folgt
geändert:

Im Art. I werden nach § 7 folgende neue §§ 8
bis 10 angefügt:

„§ 8. Unternehmungen der im § 1 Abs. 1 ge-
nannten Art, welche von den Bestimmungen der
§§ 1 bis 7 keinen Gebrauch machen und deren
Ausbauleistung insgesamt 5000 kW nicht über-
steigt, können hinsichtlich ihrer Stromerzeugungs-
anlagen von den Bestimmungen der §§9 und 10
Gebrauch machen. Voraussetzung ist, daß es sich
bei den Stromerzeugungsanlagen um Wasserkraft-
anlagen handelt, die nach dem 31. Dezember 1974
in Betrieb genommen wurden, daß die Strom-
erzeugung den ausschließlichen Betriebsgegenstand
darstellt und daß mit dem Bau der Wasserkraft-
anlagen vor dem 1. Jänner 1980 begonnen wird.

§ 9. (1) Die Einkommensteuer (Körperschaft-
steuer), die auf den Gewinn aus den Stromerzeu-
gungsanlagen entfällt, ermäßigt sich ab dem
Betriebsbeginn für die Dauer von zehn Jahren
auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge.

(2) Die einheitlichen Gewerbesteuermeßbeträge,
die auf die Stromerzeugungsanlagen entfallen,
ermäßigen sich ab dem Betriebsbeginn für die
Dauer von zehn Jahren auf die Hälfte der gesetz-
lichen Beträge.

(3) Für die Bauzeit sind Vermögensteuer und
Erbschaftssteueräquivalent nicht zu entrichten
und einheitliche Gewerbesteuermeßbeträge nicht
festzusetzen.

§ 10. Die steuerlichen Begünstigungen nach § 9
können nur dann in Anspruch genommen wer-
den, wenn der Gewinn auf Grund ordnungs-
mäßiger Buchführung ermittelt wird."

Artikeln

Dieses Bundesgesetz ist bei den Steuern vom
Einkommen und Ertrag ab der Veranlagung für
das Kalenderjahr 1975, für die Vermögensteuer
und das Erbschaftssteueräquivalent ab 1. Jänner
1975 anzuwenden.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch
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